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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

In einem Grundsatzurteil vollzog das Bundesgericht im Sommer 2016 einen
Paradigmenwechsel in der Raser-Rechtsprechung: Richterinnen und Richter sollten
bei der Beurteilung von Raserdelikten neu wieder mehr Beurteilungsspielraum erhalten.
In seinem Entscheid hielt das Bundesgericht fest, es sei durchaus plausibel, dass ein
Raserdelikt unter speziellen Umständen zwar objektiv bejaht werden müsse, allerdings
auf subjektiver Ebene der Vorsatz fehle und es sich damit nicht um ein solches Delikt
handle. Die bestehende Gesetzesnorm stelle «keine unwiderlegbare Vermutung» auf,
dass die zu schnell fahrende Person in jedem Fall vorsätzlich gehandelt habe, schrieb
die NZZ. Aus diesem Grund sollten Richterinnen und Richter künftig unter bestimmten
Umständen von einem fehlenden Vorsatz ausgehen können. Mit dieser Erweiterung des
Ermessensspielraums für Richterinnen und Richter weichte das Bundesgericht das im
Jahr 2013 in Kraft getretene und aufgrund seiner Automatismen oft als zu hart
kritisierte Gesetzesregime «Via sicura» etwas auf. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.06.2016
CATALINA SCHMID

Mit einer Motion verlangte Ständerat Caroni (fdp, AR) fairere Verfahren im
Strassenverkehr und insbesondere mehr Rechtsstaatlichkeit bei Führerschein-
Entzügen. Diese Verfahren dauerten oft zu lange, was angesichts des erheblichen
Eingriffs in die Freiheit der betroffenen Person problematisch sei. Mit vier Massnahmen
sollen die Verfahren gestrafft werden: Die polizeiliche Ausweisabnahme soll auf zehn
Tage befristet werden, beim anschliessenden vorsorglichen Entzug durch das
Strassenverkehrsamt soll die betroffene Person jeweils nach drei Monaten darüber
informiert werden, ob und weshalb der Entzug fortgesetzt wird. Drittens sollen die
Rechte von Personen, denen der Führerschein aufgrund mutwilliger oder
ungerechtfertigter Privatdenunziation entzogen wurde, gestärkt werden.
Psychologische und medizinische Abklärungen sollen viertens dadurch beschleunigt
werden, dass sie bei allen anerkannten Labors durchgeführt werden können, nicht nur
beim bisher vom Amt festgelegten Labor. Der Bundesrat beantragte die Annahme der
Motion und Bundesrätin Leuthard erklärte am 5. März 2018 im Ständerat, die drei ersten
Punkte der Motion könnten wohl bis 2021 über Verordnungsänderungen umgesetzt
werden, während der vierte Punkte bereits umgesetzt sei. Die Motion wurde vom
Ständerat diskussionslos angenommen. 2

MOTION
DATUM: 05.03.2018
NIKLAUS BIERI

Die Motion Caroni (fdp, AR) für fairere Verfahren im Strassenverkehr und mehr
Rechtsstaatlichkeit bei Führerschein-Entzügen war auch in der grossen Kammer nicht
umstritten: Der Nationalrat nahm die Motion im September 2018 stillschweigend an,
nachdem der Ständerat die Motion im März 2018 gutgeheissen hatte. 3

MOTION
DATUM: 11.09.2018
NIKLAUS BIERI

«Nein zur doppelten Strafe für Berufsfahrer und Berufsfahrerinnen!» überschrieb
Edith Graf-Litscher (sp, TG) ihre Motion vom Juni 2017 und verlangte eine Anpassung
von Strassenverkehrsgesetz und Verkehrszulassungsverordnung, mit dem Ziel, dass die
zuständigen Behörden bei Fahrausweisentzügen bei Berufsfahrerinnen und
Berufsfahrern die Sanktionen auf privater und beruflicher Ebene differenzieren
können. Die Motionärin sah Berufsfahrerinnen und -fahrer bei einem Ausweisentzug
doppelt bestraft: Sie fand, das persönliche Verschulden sei wie im Strafrecht zu
gewichten. In seiner Stellungnahme vom August 2017 hielt der Bundesrat fest, die
Behörden würden das Verschulden bereits bei der geltenden Regelung berücksichtigen
und könnten auch die Dauer eines Ausweisentzuges für verschiedene
Fahrzeugkategorien differenzieren. Er erachtete deshalb die Forderungen als erfüllt
und beantragte eine Ablehnung der Motion. Im Nationalrat, der die Motion im Juni 2019
traktandiert hatte, wurde die Motion aber mit 165 zu 15 Stimmen (bei 10 Enthaltungen)
überaus deutlich angenommen. 4

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI
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Mit seiner Motion «Differenzierter Führerausweisentzug» stiess Nationalrat
Giezendanner (svp, AG) ins selbe Horn wie seine Ratskollegin Edith Graf-Litscher (sp,
TG) mit ihrer Motion. «Wer von Ihnen hat nicht auch schon beim Autofahren einen
Fehler gemacht?» fragte der Motionär rhetorisch in den Saal und forderte seine
Ratsmitglieder auf: «Seien Sie bitte menschlich!». Unmenschlich schien es Ulrich
Giezendanner zu sein, dass Berufsfahrerinnen und Berufsfahrer mit dem Entzug des
Führerausweises quasi ein Berufsverbot erhielten. Es sei deshalb ein differenzierter
Ausweisentzug zu schaffen, bei dem das Verschulden der fahrenden Person gewichtet
werden könne. Bundesrätin Sommaruga erwiderte, es sei heute schon möglich,
Härtefällen genügend Rechnung zu tragen. Die Bundesrätin bat darum, die Motion
abzulehnen. Der Rat nahm das Anliegen jedoch mit 131 zu 58 Stimmen (1 Enthaltung)
an. 5

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Die Motion Graf-Litscher (sp, TG) für ein Nein zur doppelten Strafe für Berufsfahrer
und Berufsfahrerinnen beziehungsweise für eine Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes und der Verkehrszulassungsverordnung und für die
Möglichkeit, Sanktionen gegen Berufsfahrerinnen und Berufsfahrer stärker zu
differenzieren, kam im Dezember vor den Zweitrat. Sie wurde vom Ständerat
gemeinsam mit der inhaltlich sehr ähnlichen Motion Giezendanner (svp, AG; Mo.
17.3590) behandelt. Die KVF-SR hatte ihrem Rat die Annahme der Motion Graf-Litscher
und die Ablehnung der Motion Giezendanner empfohlen. Die Kommissionsmehrheit
lehnte die Motion Giezendanner ab, weil sie keinen Unterschied mache bezüglich der
Schwere einer Verkehrsregelverletzung, für welche ein differenzierter
Führerausweisentzug zu erwägen sei. Dies gehe eindeutig zu weit, erklärte die
Kommission, man wolle «ausdrücklich nicht an den Grundpfeilern von Via sicura»
rütteln. Eine Kommissionsminderheit Wicki (fdp, NW) beantragte hingegen auch die
Annahme der Motion Giezendanner. 
Bundesrätin Sommaruga schloss sich der Einschätzung der Kommission an und bat den
Rat, sofern er bei Führerausweisentzügen stärker differenzieren wolle, die Motion Graf-
Litscher anzunehmen und die Motion Giezendanner abzulehnen. Die Ratsmitglieder
folgten dieser Empfehlung knapp: Die Motion Graf-Litscher wurde ohne Gegenstimmen
angenommen und die Motion Giezendanner wurde mit 22 gegen 20 Stimmen (keine
Enthaltungen) abgelehnt. 6

MOTION
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

1) BGE 142 IV 137; NZZ, TA, TG, 23.6.16
2) AB SR, 2018, S. 96.
3) AB NR, 2018, S. 1234
4) AB NR, 2019,  S. 837
5) AB NR, 2019, S. 840 f.
6) AB SR, 2019, S. 1076 f.
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